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Sitzung des NÖ Landtages
Zwei aktuelle Stunden

Der Landtag von Niederösterreich trat heute um 13 Uhr unter dem Vorsitz von Präsident

Ing. Hans Penz zu einer Sitzung zusammen.

Der Wahlvorschlag zur Bestellung der Landesrechnungshofdirektorin lautete auf Dr.

Edith Goldeband; es wurden 53 Stimmzettel abgegeben, die allesamt gültig waren, und

Dr. Goldeband wurde einstimmig gewählt. Sie wird ab 1. Juli 2010 als Landesrechnungs-

hofdirektorin fungieren.

Vor Abhaltung der Aktuellen Stunden meldete sich der neue SP-Klubobmann Dr. Gün-

ther Leichtfried zur Geschäftsordnung zu Wort und forderte „Aufklärung“ über die Bean-

tragung der Aktuellen Stunde zum Thema „Verseuchter Quargel - Versäumnisse im Kon-

sumentenschutz, Gefährdung der Bürger“. Er sprach im Zusammenhang mit dem „Zu-

standekommen“ von einer „aufklärungswürdigen Sache“ und bat um Einberufung der

Präsidiale sowie um Sitzungsunterbrechung.

Im Anschluss an die Sitzungsunterbrechung meldete sich Leichtfried neuerlich zu Wort

und sagte, dass die Präsidiale „keine einhellige Meinung“ in der Causa gefunden habe,

der Antrag auf diese Aktuelle Stunde allerdings aus SP-Sicht nicht korrekt eingebracht

worden sei. Ein Geschäftsstück müsse einen Stempel erhalten bzw. sei es im vorliegen-

den Fall um einen Tag zu spät eingebracht worden. Es gehe seiner Fraktion allerdings



nicht um die Diskussion des Inhalts jener Aktuellen Stunde. Als Minderheit müsse die SP

zur Kenntnis nehmen, dass diese Aktuelle Stunde nun dennoch abgehalten werde.

Präsident Ing. Hans   P e n z   (VP) hielt fest, dass die Aktuelle Stunde „ordnungsgemäß

eingebracht“ worden sei. Künftig seien alle Geschäftsstücke mit Stempel und Einlaufzeit

zu versehen.

Für die Abhaltung der Aktuellen Stunde zu Beginn der Landtagssitzung sprach sich in

der Folge die Mehrheit der Abgeordneten aus.

Zuerst wurde eine Aktuelle Stunde zum Thema „Veranlagungsstrategien der landes-

eigenen NÖ Hypo Investment Bank AG“ abgehalten.

Abgeordneter Benno   S u l z b e r g e r   (FP) betonte, dass es zu diesem Thema in der

Vergangenheit zahlreiche Medienberichte gegeben habe. Die Eigentümerstruktur der

Gesellschaft sei unklar. Höck sei „im Spinnennetz der Veranlagungsstrategien“ in Nie-

derösterreich in mehreren Positionen wiederzufinden. Von den Bankern und politischen

Verantwortungsträgern sollte der Mut aufgebracht werden einzugestehen, einer Chimäre

aufgesessen zu sein.

Abgeordnete Dr. Helga   K r i s m e r - H u b e r   (G) sagte, das „Finanzorchester Sobot-

kas“ sei in letzter Zeit ziemlich disharmonisch in Erscheinung getreten. Landeshaupt-

mann-Stellvertreter Sobotka mache dem Landtag „mit seiner Geheimpolitik permanent

ein X für ein U“ vor. Sobotka sei auch für den sozialen Kursverfall in Niederösterreich

verantwortlich und solle zurücktreten. Ihre Fraktion nehme das Ergebnis der Präsidiale

nicht zur Kenntnis: Die Aktuelle Stunde sei nicht ordnungsgemäß eingebracht worden,

sie ziehe deshalb ihren Redebeitrag zurück.

Klubobmann Gottfried   W a l d h ä u s l   (FP) meinte, Sobotka sei „ein Meister im Vertu-

schen und Spielen“, verliere dabei aber leider immer. Sobotka werde sicher auch be-

haupten, der Hypo und dem Land sei kein Schaden entstanden. Er nehme an, Sobotka



unternehme die Spekulationen, „um auch entsprechende Provisionen ausschütten zu

können“.

Klubobmann Dr. Günther   L e i c h t f r i e d   (SP) führte aus, es gehe um sorgsamen

Umgang mit Steuergeldern, um Ethik, aber auch um die Sorge um die Hypo-Bank. Die

Verdachtsmomente seien bislang nur über die Medien bekannt, es sei nichts bewiesen,

daher gelte die Unschuldsvermutung. Der SP gehe es um eine rasche, konstruktive Auf-

klärung. Das Beispiel der Wohnbauförderungsgelder-Veranlagung mache ihn aber skep-

tisch. Die soziale Modellregion Niederösterreich sei tatsächlich gefährdet. Das dafür nöti-

ge Geld sei verspekuliert worden. Um von dem Spekulationsskandal abzulenken, müsse

jetzt ein neues Feindbild her, das sei Landeshauptmann-Stellvertreter Leitner.

Abgeordneter Mag. Alfred   R i e d l   (VP) sagte, es gehe um die landeseigene Hypo. Es

sei unerträglich, dass dabei gelogen werde, dass sich die Balken biegen. Es sei nicht im

Interesse Niederösterreichs, dass gegen eine gesunde Bank ein Feldzug unternommen

und ihre Reputation geschädigt werde. In Bezug auf die Bilanzerstellung handle es sich

um einen Expertenstreit. Bisher sei der Bank kein Schaden entstanden. Er meinte, erst

nach der Prüfung durch die Experten müssen die Eigentümervertreter die vorliegenden

Ergebnisse überprüfen. Bereits in den letzten Jahren habe die Hypo Landesbank Nie-

derösterreich in ihren Bilanzen die strittige Beteiligung „Augustus“ immer offen gelegt.

Der nun fragwürdige Betrag werde zwischen den Experten diskutiert, dies stelle aber

keine Bilanzfälschung dar. Generell sei die NÖ Hypobank ein gesundes Unternehmen,

das heuer und in den letzten Jahren Gewinne geschrieben habe. Bei dieser Diskussion

werde politisches Kleingeld auf dem Rücken der Landesbank ausgetragen.

Abgeordneter Erich   K ö n i g s b e r g e r  (FP) betonte, die Finanzwelt in Niederöster-

reich sei nicht in Ordnung, und der Hypo-Finanzskandal sei mehr als ein Expertenstreit.

Die nun aufgedeckten finanziellen Konstrukte würden letztlich die Steuerzahler zu tragen



haben. Außerdem habe die Bank mit dem 800 Millionen Euro-Deal in Dublin gegen das

Bankengesetz verstoßen.

Anschließend wurde eine Aktuelle Stunde zum Thema „Verseuchter Quargel - Ver-

säumnisse im Konsumentenschutz, Gefährdung der Bürger“ abgehalten.

Abgeordneter Karl   M o s e r   (VP) kritisierte, dass Landeshauptmann-Stellvertreter

Leitner nicht zeitgerecht für die Bürger im Bereich des Konsumentenschutzes tätig ge-

worden sei. Hingegen hätten die NÖ Lebensmittelkontrollorgane in diesem Fall perfekte

Arbeit geleistet. Die für die Konsumenten so wichtige Aufgabe des Vollzugs sei aber von

Landeshauptmann-Stellvertreter Josef Leitner, der für die Lebensmittelkontrollen im Land

zuständig ist, zu spät wahrgenommen worden. So seien beispielsweise die Sozialmärkte

Soma nicht von den Behörden, sondern vom Erzeuger auf den verseuchten Quargel

aufmerksam gemacht worden. Auch die Landesregierung und den Landtag habe Leitner

nicht über den verseuchten Käse der steirischen Firma informiert.

Klubobmann Gottfried   W a l d h ä u s l   (FP) kritisierte, dass eine Politik auf dem Rü-

cken von Verstorbenen unmoralisch sei. Selbstverständlich müssten aber Verfehlungen

von Regierungsmitgliedern im NÖ Landtag aufgezeigt werden. Zu hinterfragen sei auch,

warum nicht die VP-Regierungsmitglieder die Bevölkerung über den verseuchten Quar-

gel informiert hätten.

Abgeordneter Otto   K e r n s t o c k   (SP) schließt sich den Worten seines Vorredners an

und betonte, dass Leitner nicht für etwas verantwortlich gemacht werden dürfe, was in

der Steiermark passiert sei. Leider müsse auch Niederösterreich auf Grund von ver-

seuchtem Quargel drei Todesopfer beklagen, was sehr bedauerlich sei. Das Gesund-

heitsministerium in Wien habe rechtzeitig Untersuchungen über die Todesfälle durchge-

führt. Die Ergebnisse darüber seien aber in der NÖ Lebensmittelbehörde zu spät ange-

kommen. Zuletzt merkte er an, dass es bei der Informationskette „allenfalls Verbesse-

rungsbedarf“ gebe. Die Todesopfer seien bedauerlich, doch sehe er keinen Grund für



Schuldzuweisungen an Landeshauptmannstellvertreter Leitner und die zuständigen Be-

hörden. Der Vorfall sei von der Steiermark ausgegangen.

Abgeordneter Mag. Lukas   M a n d l   (VP) betonte, dass die Fakten ab dem 23. Jänner

2010 öffentlich bekannt waren. Man habe ab diesem Zeitpunkt gewusst, dass auch die

niederösterreichische Bevölkerung gefährdet sei. Landeshauptmannstellvertreter Leitner

habe nicht gut gearbeitet, sondern 25 Tage lang „zugewartet“. Erst am 17. Februar habe

er eine „lapidare Aussendung“ verfasst.

Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Josef   L e i t n e r   (SP) sprach von „schwachen

Argumenten“ und betonte, dass das Ableben von drei Menschen nicht mit ihm als Person

in Zusammenhang zu setzen sei. Am 25. Jänner habe die Steirische Landesregierung

ein entsprechendes e-mail verschickt, das mit Ausnahme von Oberösterreich allerdings

in keinem Bundesland angekommen sei. Daher gelte es, die Informationsqualität zu ver-

bessern. Man sei bis zum 16. Februar 2010 nicht informiert worden. Nachdem man durch

Presseberichte aufmerksam geworden sei, habe man sofort Maßnahmen ergriffen. Der

NÖ Landeskorrespondenz sei eine Information zur Verfügung gestellt worden, die jedoch

nicht verarbeitet wurde. Seiner Fraktion gehe es darum, konstruktiv in der Zusammenar-

beit, aber hart in der Sache zu sein.

Klubobmann Mag. Klaus   S c h n e e b e r g e r   (VP) merkte an, dass in dieser Causa

die NÖ Landesregierung „als zuständiges Gremium“ hätte informiert werden müssen. Ein

Landesregierungsmitglied solle seine Kompetenzen so ausfüllen, dass es sagen könne,

gute Arbeit geleistet zu haben.

Abgeordneter Mag. Lukas   M a n d l   (VP) meldete sich zu einer tatsächlichen Berichti-

gung zu Wort und sagte, dass die NÖ Landeskorrespondenz die von Leitner erwähnte

Aussendung nicht übernommen habe, da diese zuvor bereits über den Parteipresse-

dienst der SPÖ veröffentlicht worden sei.



Abgeordneter Mag. Gerhard   K a r n e r   (VP) berichtete zu einem Antrag betreffend

Entwurf einer Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle zur Einführung von Verwal-

tungsgerichten erster Instanz.

Klubobmann Gottfried   W a l d h ä u s l   (FP) brachte seine Freude zum Ausdruck, dass

man in dieser Angelegenheit einhelliger Meinung sei. Dieser Tagesordnungspunkt sei ein

Zeichen, dass man daran interessiert sei, dass die Menschen noch Vertrauen in die Poli-

tik haben können.

Abgeordnete Mag. Karin   R e n n e r   (SP) begrüßte die vorliegende Gesetzesnovelle

ebenso und sprach in diesem Zusammenhang von verstärkter Bürgernähe und schnelle-

ren Verfahren. Zudem sprach sie von einer guten Einrichtung für die BürgerInnen in Nie-

derösterreich; die SP werde ihre Zustimmung erteilen.

Präsident Ing. Hans   P e n z   (VP) bezeichnete diesen Resolutionsantrag als Novität

und Besonderheit, da hier der Landtag in eigener Sache an das Bundesparlament heran-

trete. Es gehe hier um die Wahrung der Interessen der Bevölkerung. Niemand könne

gegen eine Stärkung des Rechtsschutzes sein. Die Frage müsse aber erlaubt sein, ob

der momentane Rechtsschutz nicht ausreiche. 80 Prozent der Landesbürger seien je-

denfalls mit der Landesverwaltung zufrieden. Es gehe um Verwaltungseinsparung statt

um Verwaltungsvermehrung. Mit Einführung der Landesverwaltungsgerichte werde sich

jedenfalls weder der Rechtsschutz der Bürger verbessern noch das Defizit der Landes-

haushalte verringern. Der heutige Resolutionsbeschluss des NÖ Landtages sei daher

von besonderer Bedeutung.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.

Die nächsten Tagesordnungspunkte wurden bei getrennter Berichterstattung und Ab-

stimmung gemeinsam behandelt:

 Änderung der NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976 (GBDO-Novelle 2010)

– Berichterstatterin Abgeordnete Ingeborg   R i n k e   (VP)



 Änderung der NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976 (2. GBGO-Novelle

2010) – Berichterstatterin Abgeordnete Ingeborg   R i n k e   (VP)

 Änderung des NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 1976 (2. GVBG-

Novelle 2010) Berichterstatter Abgeordneter Gerhard   R a z b o r c a n   (SP)

 Änderung des NÖ Gemeinde-Personalvertretungsgesetzes – Berichterstatter

Abgeordneter Gerhard   R a z b o r c a n   (SP)

Abgeordneter Benno   S u l z b e r g e r   (FP) eröffnete die Debatte: Die Gesetzesent-

würfe sollten unter sprachlichen Gesichtspunkten zur Vermeidung von Interpretations-

schwierigkeiten beitragen. Das Verbot der Geschenkannahme sei ebenfalls ein wichtiger

Punkt. Seine Fraktion werde allen Gesetzesentwürfen zustimmen.

Abgeordnete Heidemaria   O n o d i   (SP) dankte den Sozialpartnern, deren Verhand-

lungen zu den Entwürfen geführt hätten. Die Gleichstellung von Fachhochschul- mit an-

deren Studien sei ein wichtiger Punkt. Gleiches gelte für die Pflegefreistellung für behin-

derte Kinder, die Einführung einer Schwerarbeiterpension für Gemeindebedienstete u. a.

Für das Land würden sich durch die Änderungen keine finanziellen Belastungen erge-

ben.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.

Abgeordneter Herbert   T h u m p s e r   (SP) berichtete zu einem Antrag betreffend

Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs in Niederösterreich sowie

ergänzende Maßnahmen zur Übernahme der Regional- und Nebenbahnstrecken

durch das Land Niederösterreich.

Abgeordneter Konrad   A n t o n i   (SP) meinte als erster Redner, die Neben- und Regio-

nalbahnen in Niederösterreich erfüllten eine wichtige infrastrukturelle, volks- und be-

triebswirtschaftliche Rolle bei Pendel- und Schulverkehr, Güterverkehr und Tourismus.

Niederösterreich müsse daher die Verantwortung für die Erhaltung der Infrastruktur

übernehmen. Mit dem Ausbau des öffentlichen Verkehrs werde auch eine soziale Investi-



tion in die Zukunft getätigt. 60 Prozent der Landsleute könnten sich kein eigenes Auto

leisten. Guter öffentlicher Verkehr müsse in den Regionen Vertrauen schaffen. Es gehe

auch um kulturelles Erbe und technisches Know-how. Ein Regionalbahnausschuss sollte

alle Akteure an einen Tisch bringen. Ein attraktiver öffentlicher Verkehr sichere und

schaffe Arbeitsplätze in der Region und sei auch entscheidend für die Attraktivität des

Wirtschaftsstandorts Niederösterreich. Mit der Übernahme der Nebenbahnen ergebe sich

eine gute Chance zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs und einem besseren be-

darfsorientierten Angebot für die Pendler.

Abgeordnete Amrita   E n z i n g e r   (G) meinte, Schwerpunkte bei der Übernahme der

Nebenbahnen seien die Erhöhung der Anzahl der Fahrgäste durch attraktive Zuggarnitu-

ren, aber auch Bauprojekte, um Bahnhöfe zu Kundenzentren auszubauen. Ziel sei eine

deutliche Verbesserung bei Qualität, Service und Kundenorientierung, um die Abhängig-

keit der Menschen vom Auto zu reduzieren und die Lkw von der Straße auf die Schiene

zu bringen. Letztlich habe der öffentliche Verkehr auch eine soziale Komponente, beson-

ders für jene Menschen, die kein Auto haben wie Jugendliche oder Senioren.

Abgeordneter Erich   K ö n i g s b e r g e r  (FP) meinte, die ergänzenden Maßnahmen

des Landes bei der Übernahme der Nebenbahnen würden zu einem Zusperren der

Bahnstrecken führen. Die ÖBB habe in den letzten Jahren die Nebenbahnen „bewusst

heruntergewirtschaftet“. Ein positives Beispiel für die Attraktivierung der Nebenbahnen

sei die Pinzgauer Lokalbahn, die in den letzten Jahren vom Land Salzburg attraktiviert

wurde.

Abgeordneter Ing. Franz   G r a t z e r   (SP) betonte, dass die Gemeinde Hollenstein

überlege, Teile der Ybbstalbahn zu übernehmen bzw. einen privaten Betreiber für diese

Strecke zu finden. Aufgabe müsse es sein, für Pendler und Fahrgäste ein deutlich besse-

res Angebot zu schaffen. Die Ybbstalbahn sei gerade jetzt besonders wichtig, da auf

Grund des Feldsturzes auf der B 31 ein wichtiger Straßenzug seit Tagen gesperrt sei.



Abgeordneter Gerhard   R a z b o r c a n   (SP) brachte einen Abänderungsantrag zu-

sammen mit den Abgeordneten Leichtfried, Cerwenka, Antoni, Dworak, Findeis, Gartner,

Gratzer, Jahrmann, Kernstock, Onodi, Renner, Rosenmaier, Thumpser und Vladyka be-

treffend ergänzende Maßnahmen zur Übernahme der Regional- und Nebenbahnstrecken

durch das Land Niederösterreich ein. Darin wird die Landesregierung aufgefordert, einen

Regionalbahnen-Ausschuss auf Landesebene unter Einbeziehung u. a. der Landtags-

fraktionen zu schaffen.

Abgeordneter Anton   K a s s e r   (VP) sagte, für Niederösterreich und für die Pendler

habe sich durch die Übernahme der Nebenbahnen eine neue Perspektive im Nahverkehr

eröffnet. Unter öffentlichem Verkehr in Niederösterreich sei aber nicht nur der Erhalt von

Bahnstrecken zu verstehen, sondern auch der Ausbau von Buslinien oder Sammeltaxis

im ländlichen Raum. Die Übernahme der Nebenbahnen werde von einer Reihe von bau-

lichen Maßnahmen begleitet. Die Verantwortung für die vom Land übernommenen Ne-

benbahnen habe die NÖVOG. Die Gespräche mit den ÖBB betreffend Weiterführung der

Ybbstalbahn als Stadtbahn würden sehr erfolgreich verlaufen.

Der Abänderungsantrag betreffend ergänzende Maßnahmen zur Übernahme der Regio-

nal- und Nebenbahnstrecken wurde mit Mehrheit abgelehnt. Der Antrag betreffend Maß-

nahmen zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs in Niederösterreich wurde mehrheit-

lich von den VP-Abgeordneten angenommen.

Abgeordneter Franz   M o l d   (VP) berichtete zu einer Vorlage der Landesregierung be-

treffend Änderung der NÖ Land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsord-

nung 1991 (LFBAO 1991).

Die Vorlage wurde einstimmig angenommen.

Abgeordneter Hans Stefan H i n t n e r   (VP) berichtete zu einem Antrag betreffend Er-

lassung des NÖ Mindestsicherungsgesetzes (NÖ MSG).



Abgeordneter Edmund   T a u c h n e r   (FP) sprach von der Mindestsicherung als eine

„Husch-Pfusch-Aktion“, die sozial nicht treffsicher sei und die Menschen, die das Land

aufgebaut haben, im Regen stehen lasse. Österreichische Familien würden im Vergleich

zu Asylwerbern ungerecht behandelt. Die Mindestsicherung stehe unter falschen Vorzei-

chen und sei beispielsweise eine Einladung für weitere Zuwanderung nach Österreich.

Es gehe um die Gerechtigkeit für die arbeitende Bevölkerung, Mindestlöhne sollten ent-

sprechend hoch sein und auch Menschen in prekären Beschäftigungsverhältnissen

müssten entsprechend abgesichert werden. Daher werde seine Fraktion dem Antrag

nicht zustimmen.

Abgeordnete Christa   V l a d y k a   (SP) meinte, dass die Meldungen ihres Vorredners

jeder Grundlage entbehren würden und ging in der Folge auf die Entwicklung des vorlie-

genden Antrages ein. Sie sprach von einem großen Erfolg sozialdemokratischer Sozial-

politik und einen wichtigen Instrument zur Bekämpfung von Armut. Zudem sei es ein In-

strument gegen die Stigmatisierung von Menschen die von Armut betroffen sind. Der

Armut in Österreich könne so wirksam entgegengewirkt werden und es werde bundes-

weit ein einheitliches Mindestniveau geschaffen. Eine 14-malige Auszahlung der Min-

destsicherung sei im Bundesland Niederösterreich leider nicht mehrheitsfähig gewesen,

dafür habe man einen hohen Standard bei den Kindern festgelegt. Zudem gebe es nun-

mehr bessere Bestimmungen zu Regress. Wichtig sei auch, dass es einheitliche An-

spruchsvoraussetzungen geben werde. Verbesserungen seien weiters für Alleinerzie-

hende zu erwarten. Seitens der VP hätten einige Verbesserungen gekippt werden sollen;

als Beispiel nannte Vladyka Bestrafungen in Höhe von bis zu 2.500 Euro. Man dürfe so-

zial schwache Menschen aber nicht pauschal verdächtigen. Die Löhne müssten erhöht,

nicht die Mindestsicherung gesenkt werden. Die SP werde hier gerne zustimmen.

Abgeordneter Anton   E r b e r   (VP) meinte, dass die FP generell allen sozial Schwa-

chen misstraue und bei der SP das Gegenteil davon zu bemerken sei. Es gelte, anstän-



dig zu kontrollieren, um jene unterstützen zu können, die die Unterstützung tatsächlich

benötigen. Punkto Ausländer hielt er fest, dass mit diesem Gesetz Sozialtourismus un-

terbunden werde. Es werde in Niederösterreich keine „Hängematte“ geben, dafür sorge

bereits das Gebot zur neuerlichen Antragstellung nach sechs Monaten. Niederösterreich

sei ein Land der Leistung mit sozialem Gewissen und das vorliegende Gesetz ein Vor-

zeigegesetz in ganz Österreich.

Landesrätin Mag. Johanna   M i k l - L e i t n e r   (VP) zeigte sich „stolz, dass dieses Ge-

setz jetzt fix und fertig hier liegt und die Handschrift Niederösterreichs trägt“. Sie dankte

in diesem Zusammenhang der zuständigen Beamtenschaft sowie den Gemeinden. Die

zwölfmalige Auszahlung bezeichnete sie als „richtige Entscheidung“: Einerseits wegen

des Verschlechterungsverbotes, andererseits, weil nicht einzusehen sei, dass jemand

ohne zu arbeiten das Gleiche bekommt wie ein Arbeiter oder Mindestpensionist. Dem

Missbrauch dürfe man nicht Tür und Tor öffnen, Befristungen seien wichtig. Parallel zur

Mindestsicherung müssten arbeitsmarktpolitische Instrumente geschaffen werden. Mit

dem Projekt Mosaik wolle man 400 Arbeitslose so schnell wie möglich fit für den Arbeits-

prozess machen. Ein Arbeitsplatz sei der beste Schutz vor Armut.

Landesrätin Mag. Karin   S c h e e l e   (SP) wies den Vorwurf der „Husch-Pfusch-Aktion“

zurück. Man habe sich bei vielen Punkten einigen können. Für das Land Niederöster-

reich als soziale Modelregion müsse die Vision eine andere sein, als „zu schauen, dass

die Sozialleistungen nicht zu hoch sind“.

Der Antrag wurde mit Mehrheit angenommen.

Schluss der Sitzung!


